
Die Finanzen der Stadt Bottrop
befinden sich im freien Fall. Die
Auswirkungen der größten welt-
weiten kapitalistischen Finanz-
und Wirtschaftskrise haben die
Stadt inzwischen mit voller Wucht
erfasst und tiefe Spuren in dem
kommunalen Haushalt hinterlas-
sen. Gleichzeitig explodieren die
Sozialausgaben. Trotzdem erhal-
ten die Konzerne und Reichen in
unserem Land in diesem Jahr
Steuergeschenke in Höhe von 13
Milliarden Euro. Die Reichen
werden in Deutschland immer
mehr entlastet und die Armen
belastet.
Die Rettung der Bank IKB vor
einem Jahr kostete noch 10
Milliarden Euro, die Rettung der
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Hypo Real Estate verschlang
bereits mehr als 100 Milliarden
Euro. Arbeiter, Angestellte, Rent -
ner, Arbeitslose und Hartz-IV-
Empfänger werden in den näch-
sten Jahren noch viel schlimmer
bluten müssen, als ihnen dies der-
zeit noch vorgespielt wird.
Die Bundesregierung und die
NRW Landesregierung verletzen
immer dreister das Prinzip, wo -
nach derjenige, der eine Leistung
bestellt, auch dafür die finanziel-
len Mittel bereitstellen muss. Die
dramatische Ver schul dung der
Kommunen ist von den Verant -
wortlichen in Bund und Land poli-
tisch so gewollt!
Anders gesagt: Die Herrschenden
in diesem Lande sind nicht bereit,

Alles für die Banken – nichts für die Bürger
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Seite 7 – Verkehr 
richtig!

Liebe Leserinnen und Leser,
der Siemens-Konzern muss mich
wieder beschäftigen. Nach der
erfolgreichen Klage vor dem Bun -
desarbeitsgericht im Juli 2009 gegen
den Übergang des Arbeits ver hält -
nisses von Siemens auf BenQ habe
ich jetzt vor dem Ar beitsgericht
Wesel auch meinen Beschäftigungs -
anspruch durchgesetzt.
Siemens hatte mich nach den juri-

stischen Erfolgen gegen den Be -
triebsübergang vorsorglich außer -
or dentlich gekündigt. Die Verhan d -
lung gegen die Kündigung vor dem
Arbeitsgericht Wesel fand bereits
am 28. November 2009 statt. Der
Ausgang der mündlichen Verhand -
lung hat auch den Siemens-An -
wälten deutlich ge macht, dass die
Kündigung keinen Bestand haben
wird. Auf Bitten des Siemens-
Anwalts wurde die Verkündung
des Urteils auf den 28. Januar 2010
terminiert, um Möglichkeiten für
einen Vergleich zu schaffen. Erst
als auch dieser Termin verstrichen
war, gab es einen Vergleichs vor -
schlag von Siemens mit dem An -
gebot meine Altersteilzeit fortzuset-
zen. Dies entsprach immer meinem
Ziel in der Auseinander setzung mit
der Siemens AG. Dieses Angebot
war jedoch „vergiftet“: So verlangte
Siemens in seinem Vergleichs vor -

schlag eine Verschwiegenheits er klä -
rung, die mir untersagte, mich zum
Betriebsübergang Siemens/BenQ
und dem Erfolg vor dem Bun des -
arbeitsgericht öffent lich zu äußern.
Auch die Weiterbe schäf ti gung bei
Siemens sollte vor der Öffentlich-
keit verschwiegen werden. Damit
sollte eine unbequeme kritische
Stimme gegen Siemens zum
Schwei  gen gebracht werden.
Den Versuch, mir das Grundrecht
auf freie Meinungsäußerung zu
nehmen, habe ich zurückgewiesen.
Ich lasse mir auch nach langer Zeit
der Arbeitslosigkeit und un ter
finanziellem Druck nicht meine
Würde nehmen. Da der Siemens-
Konzern auf einer Ver schwiegen -
heitserklärung bestand, forderte
mein Anwalt das Ar beitsgericht
auf, eine Entschei dung in dem
Kündigungsschutz prozess zu ver-
künden. Erst unter diesem Druck

war Siemens bereit, auf die Ver -
schwiegenheitser klä rung zu ver-
zichten. Das Arbeits ge richt Wesel
hat den geänderten Vergleichs -
vorschlag zum 1. April 2010 in
Kraft gesetzt.
Damit endet nach 31/2 Jahren die
juristische Auseinandersetzung mit
dem Siemens-Konzern. Mit der
Durchsetzung meines An spruchs
auf Beschäftigung gegen Siemens
vollendet sich der Erfolg vor dem
Bundesarbeitsgericht. Mein Ziel
war es, in dem Dickicht des Ar -
beitsrechtes einen Pfad zu schlagen,
um für künftige betriebliche Aus -
ein an dersetzungen bei Be triebs -
über gängen günstigere Aus gangs -
bedin gungen für Be schäf tigte zu
schaffen.
Viele Grüße und Danke für die vie-
len Solidaritätsbekundungen

Ihr Michael Gerber

das Ausplündern der Armen und
Wenigverdienenden zu beenden –
im Gegenteil, sie werden es ver-
schärfen und auch bald die „Et -
was-Besser-Verdienenden“ nicht
mehr verschonen.
Was also muss geschehen? Es
reicht nicht mehr aus, zur Wahl zu
gehen. Es reicht nicht einmal
mehr, die DKP zu wählen! Ihnen,
liebe Leserinnen und Leser, bleibt
nicht anderes übrig, als sich selbst
zu wehren: Beteiligen Sie sich an
Widerstandsaktionen gegen Spar -
schweinereien, an Bürger ini tia -
tiven und Gruppen, die gemein-
sam kämpfen. Heute gilt – fast
noch mehr, als bisher: 
Wer sich nicht wehrt, lebt ver-
kehrt!
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Hauptausschuss: 
Michael Gerber, Tel.: 9 62 27

Rechnungsprüfungsausschuss:
Irmgard Bobrzik, Tel.: 6 20 20

Planungsausschuss: 
Michael Gerber

Bau- und Verkehrsausschuss:

Ulrich Kunold, Tel.: 7 73 41 90

Kulturausschuss: 
Herbert Dibowski, Tel.: 3 38 55

Sozialausschuss: Irmgard Bobrzik

Wirtschaftsförderungsausschuss:
Michael Gerber

Schulausschuss: Michael Gerber

Nach der Kommunalwahl sind inzwischen alle Vertreter der DKP in den Ausschüssen gewählt worden. Damit Sie wissen, an
wen Sie sich bei Problemen werden können, hier eine Übersicht der Vertre terinnen und Vertreter der DKP in den Ausschüssen:

Vor einem Hungerjahrhundert?

Mehr als eine Milliarde Menschen
auf der Welt leiden Hunger – so
viele wie nie zuvor. Der traurige
Rekord sei eine Folge hoher Le -
bens mittelpreise in Kombination
mit den Auswirkungen der Welt -
wirt schaftskrise, erklärte die UNO-
Organisation für Ernährung und
Landwirtschaft (FAO) im Novem -
ber in Rom. FAO-Generaldirektor
Jacques Diouf appellierte, die In -
vestitionen in Landwirtschaft und
Nahrungsmittelproduktion müs-
sten drastisch gesteigert werden.
Den 22 reichsten Ländern der Erde
bescheinigte die Hilfsorganisation
ActionAid, dass ihre Bemühungen
unzureichend und erfolglos seien.
„Alle sechs Sekunden verhungert
ein Kind. Aber dieser Skandal
könnte leicht abgestellt werden,
wenn alle Regierungen entschlos-
sen handeln würden.“ Am effektiv-
sten helfen Luxemburg, Finnland
und Irland, Deutschland steht auf
Platz 14. Schlusslichter sind Japan,
die USA und Neuseeland. Die Zahl
der unterernährten Menschen
steigt seit 1995 unaufhörlich an. Im
Juni 2009 durchbrach sie erstmals
die Marke von einer Milliarde, ein
Jahr zuvor waren es 963 Millionen.
Die Welthungerhilfe warnte, das 21.
Jahrhundert drohe „zum Hunger -
jahrhundert“ zu werden. „Jeder
Sechste hat nicht ausreichend zu
essen“, erklärte der Verband anläss-
lich der Vorstellung des Welthun -

ger-Index 2009. Am schlimmsten ist
die Lage in der Republik Kongo,
wo drei Viertel der Bevölkerung
hungern, gefolgt von Burundi,
Eritrea, Sierra Leone, dem Tschad
und Äthiopien. Während es China
in den letzten zehn Jahren gelang,
die Zahl der Hungernden in seinen
Grenzen um 58 Millionen Mensch -
en zu reduzieren, stieg die Zahl der
Hungernden in Indien im gleichen
Zeitraum um 30 Millionen an. Der
Studie der Welthungerhilfe zufolge
sind 70 Prozent der 1,4 Milliarden
Armen weltweit Frauen. Sie müs-
sen mit weniger als einem Euro pro
Tag auskommen.
Nach Schätzungen der UNO-
Organi sation müsste die Nahrungs -
mittelproduktion weltweit um 70
Prozent gesteigert werden, um die
9,1 Milliarden Menschen zu ernäh-
ren, die einer Prognose zufolge im
Jahr 2050 auf der Erde leben wer-
den. Dafür würden Entwicklungs -
länder jedes Jahr Hilfe in Höhe von
44 Milliarden Dollar für die
Landwirtschaft benötigen vergli -
chen mit derzeit knapp acht Mil liar -
den Dollar.
Und wenn es jetzt heißt: Spenden,
spenden, spenden – dann sollte
nicht vergessen werden, dass allein
die Bundesregierung 2009 bereit
war, 500 Milliarden Euro den dar-
benden Banken in den Arsch zu
blasen! Kapitalismus tötet – welt-
weit!          Jörg Wingold, Tel.: 685911

Mit nur 44 Milliarden Dollar
im Jahr wäre der Hunger 

zu besiegen

Rheinstahlstrasse
Noch ein 

Parkhaus mehr
Die Stadt plant auf dem Gelände
hinter dem Brauhaus die Er -
richtung eines einstöckigen Park -
hauses für mehrere hundert Fahr -
zeuge. Dazu hat sie die Auf -
stellung eines Bebauungsplanes
eingeleitet, da der bisher gültige
den Bau eines Parkhauses nicht
gestattet. Mit der bisherigen Ruhe
in den Gärten der Rheinstahl- und
der Pesta lozzi straße wird es nach
der Errichtung des Parkhauses
vorbei sein. Da dort auch künftig
Besucher des Brauhauses parken,
wird es bis spät in der Nacht und
an Wochenenden zu einer erheb-
lichen Lärm- und Umwelt be -
lastung kommen.
Hintergrund der Planung ist die
Gründung und der Bau der Fach -
hochschule auf dem Gelände der
ehe maligen Albert-Schweitzer-

und der Agatha-Grundschule. Im
Endausbau sollen künftig 800 bis
900 Studenten an der Fach hoch -
schule studieren. Hinzu kommen
mehr als 100 Dozenten und An ge -
stellte. Für den notwendigen
Parkraum ist dem Land NRW die
Errichtung einer Tiefgarage zu
teuer. Als Alternative ist das Park -
haus hinter dem Brauhaus vorgese-
hen. Dieses Parkhaus will der
Betreiber des Brauhauses errich-
ten und später an das Land NRW
verpachten. Das Brauhaus plant
darüber hinaus eine Erweiterung
des Betriebes mit zusätzlichem
Stellplatzbedarf.
Die DKP schlägt stattdessen vor,
das halb leer stehende Parkhaus
am Bahnhof für die Studierenden
und Angestellten der Fach hoch -
schule zu nutzen. Mit den Buslinien
oder mit dem Fahrrad ist die neue
Fachhochschule in wenigen Minu -
ten erreichbar.

Michael Gerber, Tel.: 96227

Bei Problemen: An wen wenden?

und Ulrich Kunold

Jugendhilfeausschuss: 
Dagmar Gerber, Tel.: 9 62 27

BEST: Michael Gerber

Sport- und Bäderbetrieb: 
Michael Gerber

Seniorenbeirat: 

Ria Reichel, Tel.: 5 18 30

Behindertenbeirat: 
Irmgard Bobrzik

Integrationsrat: 
Michael Gerber

Gesellschaft für Bauen &
Wohnen: 
Irmgard Bobrzik

Fast schon Tradition: Die DKP verteilte am Ostersamstag auf dem Markt
Ostereier – natürlich mit einem Flugblatt zum Ostermarsch.
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Die Diskussion über eine Real -
schule in Kirchhellen ist nicht neu.
Es gibt sie, seit 1999 ein großes
Bündnis aus CDU, DKP, Grünen,
ÖDP und FDP die Schließung der
Hauptschule Welheim verhindert
und die dritte Realschule er -
kämpft hat.
Doch mittlerweile sind mehr als
10 Jahre ins Land gegangen,  Jahre
in denen es „PISA“ gab und ein
Diskussion über eine grundlegen-
de Änderung unseres Schul sys -
tems gibt. Das dreigliedrige Schul -
system plus Gesamtschule ist
überholt. PISA lehrt, dass unsere
Kinder länger gemeinsam be -
schult werden müssen. Daher for-
dert die DKP nicht erst seit PISA
ein einheitliches Schulsystem für
alle, in dem alle Schulabschlüsse
bis hin zum Abitur angeboten
werden.
Die Idee, eine Schule für alle

Kinder und Jugendlichen einzurich-
ten, unabhängig von ihrer Her–
kunft, ihren Fähigkeiten und Nei -
gungen und ihrem künftigen Beruf,
reicht weit zurück. For de rungen,
alle Kinder des Volkes in einer
Einheitsschule zu unterrichten, las-
sen sich in Deutschland bis ins 17.
Jahrhundert zurückverfolgen.
Doch die jetzige Landesregierung
hält weiterhin am dreigliedrigen
Schulsystem fest. Die Forderung
seitens der FDP nach einer Real -
schule in Kirchhellen ist ein
Schritt in die Vergangenheit und
spiegelt die Stagnation in der
Schulpolitik in NRW wider!
Der DKP-Fraktion ist die hohe
An zahl auspendelnder Schüler
aus Kirchhellen in die benachbar-
ten Städte bekannt. Bekannt ist
ihr auch, dass die Anmeldezahlen
an den Bottroper Hauptschulen –
rückläufig sind. Dieser Trend ist

Gemeinschaftsschule muss her!
Zur Schuldiskussion

Jetzt kostenlos 
4 Wochen testen!

Name                                                                                                    

Vorname

Straße

PLZ / Ort

CommPress Verlag GmbHHoffnungstraße 18 

45127 Essen Fax: 0201-24 86 484 

www.unsere-zeit.de

UZ-Sozialistische 
Wochen zeitung der DKP

Rote Fahnen 
sieht man
besser!

Rote Fahnen 
sieht man
besser!

Den oberen Teil dieses Plakats
werden wahrscheinlich eine
ganze Menge Bottroper Bür ger
unterstützen, wenn sie al -
lerdings den unteren Teil sehen
und erfahren, dass das ein
Aushang im FDP-Büro ist,
sagen sich doch manche: Das
kann doch nicht ihr Ernst sein!
Schließlich gibt es doch eine
ganze Reihe FDP-Politiker, die
sich mit Herr Minister, Herr
Staatssekretär oder Frau Re gie -
rungsoberrätin anreden lassen.
Gemeint ist also wohl: Für eine
Karriere mit FDP-Par teibuch!
Das sollten sie dann aber auch
so schreiben – es wäre ehrlicher!

im ganzen Land vorhanden. Aus
diesen Gründen hält es die DKP-
Fraktion für unbedingt notwendig,
schnellstens nach den Land -
tagswahlen im Mai – egal, welche
Regie rungs koa lition entsteht –
eine grundlegende Schulreform
mit dem Ziel der Schaffung einer
Gemeinschafts schule durchzufüh-
ren. In dieser Gemeinschafts -
schule sollen alle Kinder beschult
werden. Ein Schulverbund, wie es
die CDU fordert, wird dem aber
nicht ge recht und verhindert die
Chance, dass die Schülerinnen und
Schüler unseres Landes im inter-
nationalen Vergleich aufholen
können und unsere Kinder die
bestmöglichen Bildungschancen
erhalten.

Michael Gerber (DKP-
Fraktionsvorsitzender)

Ulrich Kunold (Schulpolitischer
Sprecher der DKP-Fraktion)

Auch in diesem Jahr können sich wieder Kinder im Alter von 10 bis 14 Jahren an einer Kinderferienfahrt
nach Nordfrankreich vom 8. bis 21. August (2 Wochen) beteiligen: für 235.- pro Kind geht es zur Ärmel -
kanalküste (Nähe Calais) – Anmeldungen sind im DKP-Büro, Germaniastr. 54, möglich!

Kinderferienaktion der DKP
in Frankreich

Hier wird Ihnen geholfen:
DKP-Büro:Germaniastr. 54 Tel.: 68 81 57oder dkp-bottrop@t-online.de
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Nach 20 Jahren Haushaltskon -
solidierung hat die Stadt Bottrop
in der Vergangenheit nie über ihre
Verhältnisse gelebt. Grund für die
städtische Verschuldung ist das
kapitalistische Gesellschafts sys -
tem und die Umverteilung des
Reichtums von unten nach oben
durch die Finanzpolitik von Bund
und Land. Für die Rettung des
Bankensystems während der welt-
weit größten Finanz- und Wirt -
schaftskrise hat die Bundes re -
gierung 500 Milliarden Euro be -
reitgestellt. Pro Kopf der Be -
völkerung sind dies 6.172 Euro.
Die gesamten städtischen Schul -
den machen mit 1.862 Euro pro
Einwohner nur 30 Prozent dieser
Summe aus. Statt Kahlschlag und
Kaputtsparen der städtischen In -
fra struktur ist ein Rettungs schirm
für die Städte und Gemein den
not wendig!
Die DKP ruft auf, mit breiten
Bürgerprotesten insbesondere fol-
gende Einrichtungen und Maß -
nah men aufrecht zu erhalten und
deren Streichung zu verhindern:
ó Keine Rücknahme des dritten

beitragsfreien Kinder garten -
jahres sowie keine Anhebung
der Einkommensgrenzen!
DENN: Die Kitas haben einen
Bildungsauftrag und müssen
generell von Gebühren freige-
stellt werden.

ó Keine Aufgabe des Spielmobils
oder Reduzierung des Per -
sonal einsatzes beim Spiel mo -
bil! DENN: Das Spielmobil ist
ein unentbehrlicher Bestand -
teil der Kinder- und Jugend -
arbeit in den Stadtteilen. Not -
wendig ist stattdessen die An -
schaffung eines zweiten Spiel -
mobils.

ó Keine Schließung der Büch erei -
 zweigstellen in der Boy, im
Eigen und in Kirchhellen!
DENN: Die Her an führung von

Kin  dern und Ju -
gend lichen an Li -
teratur ist ein
unverzichtbarer
Bil  dungs  auf trag
der Stadt und  Be -
standteil der  Stadt     -
teil arbeit.

ó Keine Aufgabe von
JEKI, der Kul tur -
werkstatt, keine Kür zung des
Angebots der Musik schule und
keine Entgelterhöhung!
DENN: Bott rop ist von allen
Ruhr gebietsstädten Schluss -
licht in der musischen Er -
ziehung und Förderung von
Kindern und Jugendlichen!

ó Keine Schließung des Film fo -
rums! DENN: Das Filmforum
ist mit seinen 80 Plätzen das
einzige Kinoangebot in der
Großstadt Bottrop. Statt einer
Reduzierung muss das Film an -
gebot erweitert werden!

ó Keine Schließung von Schulen!

96 Grausamkeiten
Jetzt muss der Bürger sprechen!

Die Verwaltung hat dem Rat 96 Handlungsfelder für ein Haushaltssicherungskonzept 
mit einem Einsparvolumen von über 6 Millionen Euro vorgelegt. Selbst wenn alle freiwil-
ligen Leistungen der Stadt mit 8 Millionen Euro gestrichen würden, wären dies nur 
ca. 18 Prozent des Haushaltsdefizits von 45 Millionen Euro.

DENN: Mit Sinken der Schü -
lerzahlen müssen die Chancen
zur Bildung kleinerer Klassen
und zu einer Verbesserung der
individuellen Förderung ge -
nutzt werden.

ó Keine Schließung von Lehr -
schwimm becken an Schulen!
DENN: Neben den öffent-
lichen Bädern gibt es vier
Lehrschwimmbecken an Bott -
roper Schulen. Eine Reduzie -
rung würde zu einer weiteren
Verringerung des Schwimmun -
ter richts an den Schulen füh-
ren. Schon jetzt gibt es immer
mehr Schulkinder, die nicht
schwimmen können.

ó Keine Schließung des Hallen -
bades Boy/Welheim für den
öffentlichen Badebetrieb!
DENN: Mit der Schließung des
Hallenbades Boy/Welheim
wür    den für den öffentlichen
Ba de betrieb nur noch 2 Hal -

lenbäder in Bot -
trop zur Verfü -
gung stehen.
ó Kein Verzicht
auf Weiter be schäf -
tigung nach der
Ausbil dung bei
der Stadt ver wal -
tung! DENN: Die
Stadt muss auch
weiterhin über
Bedarf Jugend -
liche ausbilden
und auch nach

Beendigung der Ausbildung
befristet übernehmen. Für Ju -
gendliche wird es immer
schwe rer, einen Aus bildungs -
platz zu bekommen und die
Möglichkeit für einen Berufs -
ein stieg zu erhalten.

ó Keine Kürzung des Personals
in der Gleichstellungsstelle!
DENN: Frauenförderung fin-
det bei der Stadtverwaltung
kaum statt. Statt einer Redu -
zierung muss das Personal in
der Gleichstellungsstelle er -
weitert werden.

ó Kein Personalabbau im Bür -
ger büro! DENN: Der Aufwand
beim Bürgerbüro wird in Zu -

Die Einweihung
des neuen Busses
des Spiel mobils
2007 mit viel städ-
tischer Prominenz
gefeiert – jetzt
steht der Bus zur
Disposition (Das
Bild stammt übri-
gens aus dem
Inter netauftritt
der Stadt
Bottrop…)

Die Stadtteilbiblio -
the ken in der Boy
und im Eigen werden
auf den Internet sei -
ten der Stadt Bottrop
mit diesen Fotos und
den Hinweisen auf
die kulturellen
Aktivitäten der
Büchereien in den
Stadtteilen vorge-
stellt – noch…

Auch dieses Bild vom Eingang des Kom mu -
nalen Kinos stammt aus dem Internet auf -
tritt der Stadt Bottrop, auch die jeweiligen
Filme werden dort vorgestellt – hoffentlich
läuft nicht bald „Die letzte Vorstellung“!
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kunft weiter wachsen. Statt
Per sonal abzubauen muss mehr
Personal eingesetzt werden, um
unzumutbare Wartezeiten von
Bürgern zu vermeiden.

ó Keine weitere Privatisierung
im Reinigungsbereich! DENN:
Statt einer weiteren Privati sie -
rung soll die Reinigung künftig
wieder von städtischem Pe r so -
nal durchgeführt werden. Zu -
nehmend gibt es in Schulen
Klagen von Schülern, Eltern
und Lehrern über einen schle -
ch   ten Reinigungsstandard der
privaten Reinigungsfirmen.

ó Keine Streichung der Kontakt -
stelle Borsigweg! DENN: Mit
jährlich ca. 4.400 Besuchern ist
die Kontaktstelle eine unver-
zichtbare Einrichtung für die
Hilfe, Beratung und Betreuung
Suchtkranker.

ó Keine Erhöhung der Hunde -
steuer! DENN: Besonders für
ältere Mitbürger sind Hunde
wichtige Begleiter im Alltag.
Hunde tragen zur Mobili sie -
rung bei und beugen sozialer
Vereinsamung vor.

ó Keine Erhöhung der Gebühren
für Anwohnerparkausweise!
DENN: Für die Betroffenen
sind Anwohnerparkausweise
die einzige Möglichkeit, wohn-
ortnah zu parken. Dies darf
nicht auch noch bestraft wer-
den.

ó Keine Reduzierung des Pflege -
standards in der Grünflächen-
und Friedhofsunterhaltung!
DENN: Bottrop hat keine gro-
ßen Park- oder Grünflächen.
Das geringe „öffentliche Grün“
darf nicht verringert oder weni-
ger gepflegt werden. Mit einer
Verminderung des Anteils
„öffentlichen Grüns“ auf Fried -
höfen ist eine Erhöhung der
Friedhofsgebühren beabsich-
tigt.

ó Keine Kürzung der Unter hal -
tungsmaßnahmen bei Straßen
und städtischen Gebäuden!
DENN: Die Reduzierung der
Unterhaltung und Instand set -
zung bedeutet ein systemati-
sches Kaputtsparen auf Kosten
der Bürger. Die Folgekosten
sind unabsehbar.

Weihnachtsbeihilfe

Christen und Soziale dagegen

Aus der Rede von Michael Gerber,
DKP, im Rat der Stadt zum Antrag
auf eine Weih nachts beihilfe Ende
letzten Jahres:
„Das Jahresende und Weihnach ten
naht und mit der gleichen Re gel -
mäßigkeit der Antrag der DKP-
Fraktion im Rat nach einer Weih -
nachtsbeihilfe für Menschen, die
unter Hartz-IV-Bedingungen in
un serer Stadt leben müssen.
Die Sozialverbände und der
DPWV fordern seit Jahren eine
deutliche Anhebung der Regel -
sätze. Dass Hartz IV nicht zum
Leben reicht, kann auch an der ste-
tig wachsenden Zahl der Teilneh -
mer am Bottroper Tisch und der
Suppenküche Kolüsch aufgezeigt
werden.
Selbst die Verwaltungsvorlage
macht indirekt deutlich, dass ein
Handlungsbedarf besteht. Den
Heim   bewohnern wurde 2006 von
der Stadt als freiwillige Leistung
ein Weihnachtsgeld von 36 Euro
ge zahlt, wie bis zur Einführung von
Hartz IV ja auch allen Sozial hilfe -
empfängern.
Wie die Armut sich in unserer
Stadt ausbreitet und welche Bar -
rieren damit für eine gute schuli-
sche Aus bildung und eine berufli-
che Zu kunft errichtet werden,
macht der aktuelle Sozial bericht
der Stadt deutlich. 3.350 Kinder
und Jugend liche, also mehr als 20
Prozent leben unter Hartz IV Be -
dingungen.
Als Konsequenz fordern die Auto -

ren des Sozialberichtes: „Auf ga -
ben  stellungen, denen in den kom-
menden Jahren besondere Auf -
merk  sam keit zuteil werden sollte,
sind die Armutsbe kämp fung, die
Inte gration sozial be nach teiligter
Men schen in die Gesell schaft.“
Weiter heißt es: „Alle Mög lich kei -
ten der Armuts be kämp fung soll ten
ge nutzt und unterstützt werden,
allerdings ohne die kommunale
Verantwor tung zu privatisieren.“
Genau dies geschieht zum Beispiel
mit der Aufforderung an die Rats -
mitglieder, Weih nachts pakete für
die Teilnehmer des Bottroper
Tisches zu spenden.
Bottroper Bürgerinnen und Bür -
ger, die von Hartz IV, Sozial geld
oder Grundsicherung leben müs-
sen, brauchen keine Almosen, son-
dern haben ein Recht auf ein wür-
diges Leben. Dazu gehört in unse-
rem Kulturkreis auch das Recht
auf ein würdevolles Weih nachtsfest
und für die Kinder kleine Ge -
schenke!
Die Verwaltung weist in ihrer
Antwort auf unseren Antrag nicht
zu Unrecht auf die schwierige
finanzielle  Situation der Stadt hin.
Doch auch wenn wir alle freiwilli-
gen Leistungen der Stadt streichen,
kann sich die Stadt nicht aus der
Schuldenfalle befreien. Hier sind

wir gefordert, endlich ge meinsam
den notwendigen Druck auf Land
und Bund auszuüben, damit die
Städte und Gemeinden ihre Auf -
gaben für die Bürger wahrnehmen
können.
Für die Rettung der Banken wur-
den innerhalb weniger Tage im
letzten Jahr 500 Milliarden Euro
bereit gestellt. In den Augen der
Politik sind die armen Menschen
unserer Gesellschaft jedoch nicht
„systemrelevant“.
Wie in den letzten Jahren werden
Sie heute unseren Antrag ableh-
nen, weil Sie die Armen in unserer
Stadt bereits abgeschrieben haben.
Sie wissen nicht, wie es in den Fa -
milien aussieht, wenn am 20.
Dezember bereits das letzte Geld
für den Monat verbraucht ist. Sie
wollen es auch nicht wissen und
verschließen davor lieber die Au -
gen! Stattdessen werden Sie Ihr
Gewissen mit einer symbolischen
Spende beruhigen. Wenn Sie wirk-
lich etwas für  die armen Menschen
unserer Stadt machen wollen stim-
men Sie unserem Antrag zu.“
Anmerkung: Sie haben abgelehnt,
die Christen der CDU und die
Sozialen von der SPD! O Du fröh-
liche, o du selige usw. – Knecht
Ruprecht sollte über sie kom-
men!!!

Michael Gerber, 96227

Das „Bündnis gegen Kahlschlag – Für Kultur sozialen und Soziales“ machte
auf dem Markt deutlich: Mit uns nicht! Es wurden Unterschriften gesammelt,
die Infostände der wahlkämpfenden Parteien „belästigt“ und vor allem: 
Die Bürger wurden informiert.
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Im Wirtschaftsteil von t-online
konnte man kürzlich lesen: „Lidl
gerät laut dem ‚Manager Magazin’
immer mehr unter Druck. Hohe
Schulden und der anhaltende
Preiskampf mit dem Hauptrivalen
Aldi sowie der Edeka-Tochter
Netto machen dem Discounter
schwer zu schaffen. Zu Jahres -
beginn hatte Edeka den Discoun -
ter Plus von Tengelmann über-
nommen und wandelt die Märkte
seitdem in Netto-Läden um. Ge -
mes sen an der reinen Zahl der
Ver kaufs stellen rangiert Lidl seit-
dem nur noch auf dem dritten
Rang in Deutschland.(…)
Sollten Preise und Umsätze weiter
fallen, könnte das zu einem Pro -
blem für Lidl werden. Laut ‚Ma -
nager Magazin’ ist Lidl zurzeit
etwa mit 16 Milliarden Euro ver-
schuldet und braucht deshalb

einen stetigen Geldfluss, um die
Dar lehen weiter bedienen zu kön-
nen. Lidl wächst zwar schneller als
die meisten Wettbewerber, aller-
dings sinkt laut Bericht der Um -
satz pro  Quadratmeter Ver kaufs -
fläche. Schrum  p fen die operativen
Ge winne weiter,  könnten Zins -
stei ge rung die Schwaben ins
Wanken bringen.“
Warum ist das wichtig – wichtig
auch für Bottrop? Weil Lidl zum
gleichen (Familien-) Konzern des
Dieter Schwarz gehört, wie das
kürzlich in Bottrop neu eröffnete
„Kaufland“. Sollte Lidl also tat-
sächliche Wanken oder gar fallen,
könnte es für das neue Kauf -
wunder am Berliner Platz auch
wackelig werden. So ist das nun
mal im Kapitalismus.

Jörg Wingold, Tel.: 685911

Ein „Dementi“ bezeichnet ge -
wöhn lich eine Äußerung gegenü-
ber der Presse, dass eine Meldung
unrichtig ist. Manchmal sind solche
Pressemitteilungen aber eher
Bestätigungen von Meldungen –
wenn auch auf Umwegen. So etwas
gab es kürzlich auch in Bottrop.
Da hatte nämlich die DKP gegenü-
ber der WAZ behauptet, bei
„Kauf land“ seien viele ursprüng-

lich eingestellte Beschäftigte nach
kurzer Zeit wieder entlassen wor-
den.
Das Dementi der Geschäftsleitung
von „Kaufland“: Nein, nein, das sei
so nicht richtig! Vielmehr seien die
jetzt nicht mehr Beschäftigten von
vornherein zur Entlassung vorge-
sehen gewesen, das habe nichts mit
eventuellen Umsatzproblemen der
Bottroper Filiale zu tun…

Schwarz sehen?
Kaufland 1

Ein Dementi, das keines war
Kaufland 2

Das Überqueren der Straße beim
Verlassen der Hauptpost ist durch
die vor der Post parkenden Pkws
fast unmöglich. Besonders für
Personen mit Kinderwagen, Geh -
hilfen usw. kann der Berliner Platz
dort nur über Umwege erreicht
werden. Daher wäre es sinnvoll,
einzelne Parkbuchten vor der Post
zu entfernen, um einen Übergang
zu schaffen.
Darüberhinaus kommt es immer
wieder zu unübersichtlichen Situa -
tionen besonders beim Ausparken
aus den dortigen Haltebuchten. Es
gibt Autofahrer (besonders aus-
wärtige), die durch die Möglich -
keit, von beiden Seiten in die
Parkbuchten fahren, irritiert wer-
den und in die falsche Richtung
ausfahren. Daher sollte die Ver -
waltung einen Lösungsvorschlag
erarbeiten.
Außerdem sind Fußgänger beim

Überqueren der Straßen im Kreu -
zungs bereich Poststraße/ Brauer -
straße zunehmend unsicher, da die
bisherigen markierten Fußgänger -
über gänge fehlen.
Die DKP-Fraktion beantragte da -
her im Verkehrsausschuss die Ein -
richtung eines Fußgängerüber -
gangs von der Post zum Berliner
Platz in Höhe des Eingangs der
Hauptpost.

Dagmar Gerber, 96227

Verkehrsregelung 
Berliner Platz

Alles für das Kaufland?

Das Knappschaftkrankenhaus in
Bottrop ist auf der Höhe der Zeit,
so glaubt fast jeder, aber es gibt
auch Ausnahmen in diesem Haus:
Professor Dr. Meyer-Schwicke -
rath, seines Zeichens Leiter der
Urologie. Können Sie sich vorstel-
len, dass dieser Mann kranke
Patienten nach ein paar Tagen
sogenannter Behandlung einfach
entlässt, obwohl sie gegen diese
Art der „Behandlung“ heftig pro-
testiert?
Eine übergewichtige Patientin
wur de mit dem Rettungsdienst in
dieses Krankenhaus eingeliefert.
Ihre Blasenfunktion war erheblich
gestört. Die Patientin erhoffte
Linderung, aber es geschah so gut
wie nichts – außer Ungehörig -
keiten, wie: Die Statik des Hauses
reiche nicht für ihr Gewicht, oder:
Man habe für ihren Körperum -
fang kein Gerät, sie solle es doch
im Duisburger Zoo versuchen …
Nicht der Arzt hilft, sondern der
Kranke soll sich selbst helfen!
Für diese Frechheiten hat sich das

KKH bei der Patientin halbwegs
entschuldigt. Es blieb auch nichts
anderes übrig, denn im eigenen
Haus steht eine geeignete Vor -
richtung, um eine ordnungsgemä-
ße Untersuchung durchzuführen!
Wenn der Herr Professor die
Fach klinik zu Rate gezogen hätte,
hätte er das gewußt!
Aber die Ungeheuerlichkeit,
einen kranken Patienten ohne
notwendige Behandlung einfach
wieder zu entlassen, grenzt an
einen Fall für den Staatsanwalt, so
meinte die Patientin – Stichwort
„Unterlassene Hilfeleistung“! Es
klafft offensichtlich beim Prof.
eine große Lücke zwischen
Wirklich keit und Gehabe mit
einer riesigen Portion Überheb-
lichkeit. Denn: entweder „hatte“
seine Patientin „nichts“, als er sie
aus dem KKH entließ oder sein
Können reichte nicht aus, um
Hilfe zu leisten. Wir warten auf
eine Erklärung – und was die Ärz-
tekammer dazu meint.    

Hermann Bode

Gott in Weiß
Hilfe? Warum denn?

Das Firmen im -
perium der 
Familie Schwarz
– Stiftungen loh-
nen sich wohl,
das Vermögen
des Dieter
Schwarz wird 
auf 11 Milliar-
den (!!) Euro
geschätzt.
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Verstopfte Straßen, unerträglicher
Autobahnlärm, Staus, verspätete
Bus se, unpünktliche Züge, schle ch -
te Verbindungen im ÖPNV, zu
wenig Radwege – all das charakte-
risiert den Verkehr in unserer Stadt.
Die Hauptverkehrsachsen in der
Stadt, besonders die Nord-Süd-
Verbindungen sind zu den Haupt -
verkehrszeiten vollgestopft. Nicht
nur die B 224 im Osten, auch die
Hauptverbindung mitten durch
die Stadt muss immer mehr Ver -
kehr aufnehmen, die West-Ost-
Strecken entwickeln sich im mer
mehr zu Schleichwegen. Da durch
wird auch der öffentliche Per -
sonennahverkehr (ÖPNV), der in
Bottrop ausschließlich mit Bussen

be dient wird, für viele unattraktiver. 
Die DKP-Fraktion ist der Mei -
nung, dass der bisherige Trend,
alles Mögliche auf der Straße zu
transportieren, umgekehrt werden
muss. Das Geld, das heute in den
Bau und Ausbau von Autobahnen
gesteckt wird, ist für unser Klima
eine vergeudete Investition. Viel -
mehr sollte dieses Geld in den
ÖPNV und in den Ausbau des
Schie nenverkehrs investiert wer-
den, um somit einen Beitrag zur
Rettung des Klimas zu leisten.
Sinnvoll wäre für Bottrop, ein in -
tegriertes Verkehrskonzept zu ent-
wickeln, das alle Verkehrs for men
berücksichtigt. Dabei sollte die
Verkehrsplanung in Bottrop in

Ein alternatives Verkehrskonzept muss her!
Ist das Auto das Ende der Geschichte?

erster Linie unter ökologischen
Gesichtspunkten erfolgen.
Es sollten folgende Forderungen
der DKP geprüft und umgesetzt
werden:
ó zweispuriger Ausbau der Bahn -

linie zwischen Bottrop und
Essen-Dellwig,

ó 10-Minuten-Takt der S 9 nach
Essen,

ó 20-Minuten-Takt der RB 44
nach Oberhausen und fahrgast-
freundliche Anbindung an die
Rheinschiene,

ó Einsatz von Fahrzeugen (Bus,
Straßenbahn) im ÖPNV mit al -
ternativen Antriebsarten,

ó freies Parken für Pendler im
Parkhaus am Hauptbahnhof,

ó kein Ausbau der B 224 zur A 52
und

ó Tempo 100 auf dem Bottroper
Teilstück der A 2.

Auf Dauer und auf Perspektive hel-
fen nur alternative Verkehrs kon -
zepte, die den Pkw- und Lkw-Ver -
kehr generell verringern, um uns
vor dem Verkehrskollaps zu schüt-
zen. Stärkung des öffentlichen Per -
sonennahverkehrs und Verlage rung
des Güterverkehrs auf die Schiene
und die vorhandenen Was ser wege
wären die richtigen Signale für eine
nachhaltige Umwelt- und Ver -
kehrspolitik. Die DKP-Rats frak -
tion wird sich auf kommunaler
Ebene dafür einsetzen!

Ulrich Kunold, Tel.: 7734190

Wenn Sie in Ihrer Wohnung einer Schaden haben, lassen Sie ihn
reparieren oder machen das selbst, sie würden kein Schild aufhän-
gen „Vorsicht, Lam pe kann runterfallen!“ An der Eisenbahnbrücke
Prosperstraße/ Ecke Knap pen straße findet sich jedoch die hier
abgebildete Warnung vor der Fuß gän ger unterquerung. Die DKP
hatte schon mehrfach auf den un mög lichen Zustand dieser Brücke
hingewiesen, bisher gab es nur Kos metik. Wenn jetzt jemandem
was auf den Kopf fällt: Es war doch vorher gewarnt worden!

DKP kritisiert
Lichtverschmutzung
Bottrop soll im neuen Licht er -
scheinen. Dazu wurde von der Stadt
eine Studie „Stadtlicht Bottrop“
beim Institut für Stadt pla nung und
Städtebau der Uni versität Duis -
burg-Essen in Auf trag gegeben. Die
Zugänge der Stadt sollen erleuch-
tet, markante Bauwerke besonders
hervorgehoben werden. Bäume im
Ehrenpark und Stadtpark sollen in
grünes Licht getaucht werden. Trotz
sparsamer LED-Technik ist die Pla -
nung reine Verschwendung.
Aus Kostengründen werden Am -
peln, auch jene mit Energie spar -
technik, abgeschaltet. Ein Viel -
faches der Einsparungen soll jetzt
mit dem Konzept der Verwaltung

verschwendet werden. Im Pla nungs -
 ausschuss kritisierte Michael Ger -
ber (DKP) die zunehmende Licht -
verschmutzung der Stadt und lehnte
die Pläne der Verwaltung ab.
Für die Umwelt ist eine weitere
Ausleuchtung der Stadt alles an dere
als förderlich. Bewohner, aber auch
Vögel und Pflanzen, wer den in
ihrem Bio-Rhythmus gestört. Für
eine Belebung der Innenstadt sind
andere Maßnah men notwendig, als
eine Beleuch tung des Rathauses.
Ebenso wie bei der „Parkautobahn
A 42“ werden mit dem Konzept
„Stadtlicht Bottrop“ für Schau -
projekte öf fentliche Gelder ver-
schleudert, die für Bildung und
Jugend dringender gebraucht wer-
den.

Herbert Dibowski, Tel.: 33855

Bottrop streicht Geld
für Parkautobahn A 42
Auf Antrag der DKP-Fraktion
nahm der Ausschuss für Stadt -
planung und Umweltschutz das
Thema Parkautobahn A 42 kurz-
fristig mit auf die Tagesordnung.
Nachdem sich immer mehr Städte
aus einzelnen Projekten der Park -
autobahn verabschiedet haben,
konnte sich auch die Stadt Bott -
rop nicht länger einer Überprü-
fung der Planungen entziehen.
Einstimmig beschloss der Aus -
schuss, dass Bottrop kein Geld für
die Parkautobahn zur Verfügung
stellt. Damit wird die geplante
„Parktankstelle“ am Mitfahrer -
parkplatz an der A 42 nicht reali-
siert.

Im Bottroper Haushalt waren ins-
gesamt 180.000 Euro Eigenmittel
für die Parkautobahn vorgese-
hen. DKP-Ratsherr Michael
Gerber: „Mit diesem Beschluss
bestätigen sich unsere grundsätz-
lichen Vor be halte gegenüber der
Park auto bahn A 42. Die wach-
sende Kritik in der Öffentlichkeit
konnte auch von der Bottroper
Stadtver wal tung sowie der SPD
und der CDU nicht länger igno-
riert werden.“ Gemeinsam hatten
die kleinen Fraktionen DKP,
Bündnis 90/Die Grünen und
ÖDP in der Ver gangenheit immer
wieder die Ro dungsaktionen und
Schaufenster projekte der Park -
au tobahn kritisiert. Diese Hart -
näckigkeit hat sich jetzt ausge-
zahlt.
.

KURZ UND KNAPP
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Meldungen aus dem Rat
und den Ausschüssen

Im Bau- und Verkehrsausschuss
war die DKP mal wieder die einzi-
ge Partei, die gegen die Pri va ti -
sierung der Reinigung von Schu -
len stimmte. Alle anderen sind
dafür, auch der Vertreter der Par -
tei die Linke (PDL) stimmte zu.
Im selben Ausschuss stimmten nur
DKP und Grüne gegen die Er -
höhung der Kosten für Gehwege.

•
Bei der Diskussion im Sozialaus -
schuss waren sich alle mehr oder
wenig einig: Eigentlich müsste
man ja was tun gegen die Armut in
der Stadt. SPD, CDU, FDP mein-
ten – wie die Verwaltung: Aber es
ist ja kein Geld da! Also müssen
nach deren Logik die Armen arm
und die Reichen reich bleiben –
das haben sie nun davon …
Im selben Ausschuss beantragte
Irmgard Bobrzik, Vertreterin der
DKP, wenigstens eine Prioritä -
tenliste zu erstellen, was denn am
Dringendsten gemacht werden
muss, um das Elend zu lindern.
Nie mand stimmte dem zu.

•
Ein Vertreter des Instituts, das
den Sozialbericht erstellt hat,
bemängelte im Sozialausschuss,
dass die Stadt ver waltung nicht
ausreich end Daten geliefert habe
und es an vielen Stellen daran
mangele. Absicht oder Unver -
mögen – das ist hier die Frage!

Bottrop geht baden?
Drastische Erhöhungen

für Bäder
Auf der Sitzung des Betriebsaus -
schusses des Bottroper Sport- und
Bäderbetriebes im Dezember wur -
de eine drastische Erhöhung für
die Benutzung der städtischen Hal -
lenbäder und des Freibades Stenk -
hoffstraße beschlossen. Be son ders
für Kinder und Ju gend liche erhö-
hen sich die Ein tritts preise. Der
Preis für eine Dreißi gerkarte für
Kinder und Ju gendliche unter 18
Jahren erhöht sich um 31 Prozent
auf 42,00 Euro, die Zehnerkarte für
Kinder und Jugendliche unter 18
Jahren verteuert sich um 25 Pro -
zent auf 15,00 Euro. Die DKP lehnt
die Erhöhung als unsozial ab.

Michael Gerber, Tel.: 96227 

KURZ & KNAPP

Armutsbekämpfung und bessere 
Bildungschancen müssen Vorrang haben!

In einer ersten Stellungnahme be -
grüßt die DKP, dass der Sozial -
bericht der Stadt Bottrop, erstellt
durch das Berliner Institut für
Stadt forschung und Struktur po -
litik, endlich vorliegt. Das Daten -
material des Berichtes macht deut -
lich, wie sich Armut, gesundheitli-
che Probleme, mangelnde Inte -
gration der Bevölkerung mit Mi -
grationhintergrund und schlech te
Bil  dungschancen im Bottroper
Süden konzentrieren. Mit 3.350
Kindern und Jugend lichen müssen
über 20 Prozent dieser Alters -
gruppe unter Be din gun gen von
Hartz IV und Sozial geld heran-
wachsen. Diese Jugend lichen ha ben
kaum Bil dungs chan cen und später

schlechte berufliche Pers pektiven.
Der Sozialbericht fordert als Ko -
nse quenz: „Neben der Linderung
von Folgen materieller Not und
der Betreuung der Betroffenen
sollte zukünftig ein größeres Ge -
wicht auf die Armutsprävention
gelegt werden.“ Der Anteil von
Jugendlichen mit Migrationhinter -
grund liegt in Batenbrock-Süd
bereits bei 51 Prozent und auch in
Altstadt, Nord-Ost, Welheim und
Ebel/Welheimer Mark deutlich
über 40 Prozent. Hier sind neue
Konzepte der Integration notwen-
dig, damit diesen Bewohnern die
Zukunft nicht verbaut wird.
DKP-Ratsfrau Irmgard Bobrzik:
„Meine jahrelange Forderung
nach einer Ausweitung der Leis -
tun gen des Bottrop-Passes werden
auch im Sozialbericht empfohlen,
ebenso die Finanzierung einer
unabhängigen Arbeits losenbera -
tung. Kritikwürdig ist, dass der
Dar stellung der Situation von
Frauen kein eigenes Kapitel ge -
wid met ist. Auch in Bottrop ist die
Armut weiblich!“
Die DKP teilt die Aussage des
Berichtes, dass es in unserer Stadt
zu wenig preiswerten Wohnraum
gibt und dass der soziale Woh -

nungs bau ausgebaut werden muss.
Wie wenig kinder- und familien-
freundlich Bottrop ist, zeigt sich
unter anderem an der ungenügen-
den Anzahl von Spielplätzen mit
altersgemischtem Angebot. Dieser
Anteil liegt in Bottrop nur bei 16
Prozent! Empfohlen wird ein An -
teil von 50 Prozent. Dringend not-
wendig ist der Ausbau der Kinder -
betreuung von Unter-Dreijähri gen
in Kindertagesstätten, deren Anteil
nur bei 8 Prozent liegt.
Irmgard Bobrzik: „Die DKP er -
wartet, dass der Sozialbericht aus-
führlich in den Fachausschüssen dis -
kutiert und Grundlage für künf tiges
Handeln der Stadt wird. Der Bericht
muss in regelmäßigen Ab ständen
fortgeschrieben werden und darf
nicht wie der letzte So zialbericht von
1994 folgenlos in den Schub laden der
Verwaltung verschwinden.“

Sozialbericht endlich erschienen

Anlässlich der Etatberatungen im Rat der Stadt war auch ein Transparent zu sehen: Wir sagen nein! – das sagte auch die
DKP zum Haushalt der Stadt Bottrop und lehnte insbesondere alle 96 Grausamkeiten ab (siehe Seite 4/5)


